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Rechtsextremismus in Bildungseinrichtungen begegnen

Geplanter Ablauf (ca. 45 min.)

1. Kurze Projektvorstellung Koordinierungsstelle gegen Rechtsextremismus 

2. Auffrischung Grundlagenwissen Rechtsextremismus 

3. Umgang mit Gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit in Bildungsinstitutionen

4. Abschluss und ggf. Klärung offener Fragen

5. Ende 

07.10.20212



 Warum eine Stelle gegen Rechtsextremismus?

Input 1: Grundlagenwissen Rechtsextremismus/ Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit
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 Warum eine Stelle gegen Rechtsextremismus?

Schmierereien am jüdischen Friedhof an der Dedestraße

Input 1: Grundlagenwissen Rechtsextremismus/ Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit

07.10.20214



Netzwerken

• Lokal und überregional 
Aktive vernetzen

• Synergien und 
gegenseitige 
Kompetenzen nutzen

Informieren

• Was macht die rechte 
Szene aktuell in der 
Stadt?

• Welche wichtigen 
Termine stehen an?

Weiterbilden

• Bildungsveranstaltungen 
organisieren

• Multiplikatoren schulen 

Aufgaben der Koordinierungsstelle

Input 1: Grundlagenwissen Rechtsextremismus/ Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit
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Was verstehen wir eigentlich unter Rechtsextremismus?

Input 1: Grundlagenwissen Rechtsextremismus/ Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit

Quelle: Bundesministerium des Inneren (2015) 07.10.20216



Kameradschaftliche Strukturen

Völkische Siedler Neue Rechte

Rechte Hooligans

Parteilich organisiert

Und viele weitere…

Input 1: Grundlagenwissen Rechtsextremismus/ Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit

07.10.20217
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Input 1: Grundlagenwissen Rechtsextremismus/ Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit

Quelle: Decker/ Brähler: Leipziger Autoritarismus-Studie 2020
07.10.20218



1. Legitimationsprobleme der Arbeit mit rechtsextrem orientierten Personen
• Möglicher Ansehensverlust für Einrichtungen, Träger, Mitarbeiter*innen usw.
• Mögliche Konflikte innerhalb von Strukturen
• Mögliche Konflikte zwischen Strukturen
• Gefahr der Marginalisierung anderer Personen oder Gruppen im Sozialraum
• Was können realistische Ziele in der Konfrontation von Menschenfeindlichkeit sein? 

(keine soziale Feuerwehr)

„Kann, sollte oder muss man mit diesen Personen arbeiten?“

Grundsatzfragen der Auseinandersetzung mit Rechtsextremismus

Input 2: Rechtsextremismus in Bildungseinrichtungen begegnen

07.10.20219



2. Gewaltdimension
• Extremistische Ideologien sind strukturell gewalttätig
• Dies kann sich in physischer und psychischer Gewalt manifestieren
• Diese Gewalt richtet sich oft nach außen wie nach innen
• Lehrer*innen, Sozialarbeiter*innen usw. werden mitunter Ziel dieser Gewalt
• Selbstschutz ist oberstes Gebot

„Wo sind meine persönlichen Grenzen? Wie kann ich mich ggf. 
schützen?“

Grundsatzfragen der Auseinandersetzung mit Rechtsextremismus

Input 2: Rechtsextremismus in Bildungseinrichtungen begegnen
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3. Wandelnde Erscheinungsformen
• Aktionsformen, Struktur und Argumente menschenfeind-

licher Ideologien werden immer komplexer 
• Neuere Phänomene sind zudem auch deutlich anschlussfähiger

(z.B. Identitäre Bewegung, autonome Nationalisten, Neue Rechte)
• Menschenfeindliche Einstellungen kommen auch in der „Mitte der

Gesellschaft“ vor
• Es wird zunehmend schwieriger, Symbole zu erkennen und gegen

Ideologiebestandteile zu argumentieren
• Sind unsere Gegenstrategien überhaupt wirksam?

„Verstehen wir, wie unser Gegenüber denkt?“

Grundsatzfragen der Auseinandersetzung mit Rechtsextremismus

Input 2: Rechtsextremismus in Bildungseinrichtungen begegnen
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4. Juristische Dimension
• Der Bereich PMK tangiert zahlreiche Strafgesetze 
• Zudem: Schulgesetze des Landes, Betriebsverfassungsgesetz, Jugendschutzgesetz 

u.a.
• Bin ich trittfest bezüglich weiterer Regelungen (Hausordnung, 

Betriebsvereinbarungen, Regelungsabsprachen u.a.?)

„Kenne ich mich mit der Rechtslage aus?“

Grundsatzfragen der Auseinandersetzung mit Rechtsextremismus

Input 2: Rechtsextremismus in Bildungseinrichtungen begegnen

07.10.202112



Grundsatzfragen der Auseinandersetzung mit Rechtsextremismus

5. Strukturelle Fragen
• Gibt es ggf. Strukturen, welche mich unterstützen? Wenn ja, welche?
• Im ländlichen Raum eher weniger als in der Stadt
• Wie stehen lokale Politik, Vereine, etc. zum Thema Menschenfeindlichkeit? 
• Bestehen Kontakte zu Beratungsstellen?

„Welche Beratung kann ich in Anspruch nehmen?“

Input 2: Rechtsextremismus in Bildungseinrichtungen begegnen

07.10.202113



Was also tun?

Die „Drei Kreise“

„Ich“ reagiere in der Situation

„Wir“ bilden, veranstalten, engagieren uns

Strukturelle Maßnahmen

Input 2: Rechtsextremismus in Bildungseinrichtungen begegnen

07.10.202114



Der 1. Kreis: Gegenrede – Aber wie? 

(Bei Gesprächsoffenheit)

Nicht einfach ignorieren! 

Zu viel erwarten

Nur auf Sachebene beschränken

Laut / unsachlich werden

Belehren und Kompetenz absprechen

Werte absprechen

Klar positionieren 

Gezielte Nachfragen

Ruhig, sachlich und geduldig bleiben

Authentisch bleiben

Ggf. „ZDF“ einbringen

Kleine Gesten wertschätzen

„Wir“ bilden, veranstalten, engagieren uns

Strukturelle Maßnahmen

„Ich“ reagiere in der Situation

Gefühlsebene beachten

„Themenhopping“ zulassen

Input 2: Rechtsextremismus in Bildungseinrichtungen begegnen

Bemerkungen:

- Nicht mit Jedem muss 

diskutiert werden!

- Vermeintlich Unbeteiligte 

sind auch wichtige 

Adressaten!

- Im Notfall: „Vier-Schritt-

Technik“:

1) Bewerten einer Aussage 

(„Das ist ein Irrtum“)

2) Klare, kurze Gegenrede 

(„Ich sehe das anders, 

weil…“) 

3) Aktiv abschließen („Wir 

haben heute ein anderes 

Thema“) 

4) Blickkontakt einsetzen 

und wieder der Gruppe 

zuwenden.

07.10.202115



Der 1. Kreis
Exkurs: Veränderungsimpulse setzen

„Ich“ reagiere in der Situation

„Wir“ bilden, veranstalten, engagieren uns

Strukturelle Maßnahmen

Stadien der Verhaltensänderung
• Absichtslosigkeit - es besteht kein oder kaum Interesse das 
Verhalten absehbar zu verändern, hier sind kleine Anstöße oft 
wirksamer als große.
• Absichtsbildung - es besteht ein nicht eindeutiges, sondern 
ambivalentes Interesse an einer Änderung, pro und contra 
ist das Thema.
• Vorbereitung - der Betroffene ist hoch motiviert, die
ersten konkreten Schritte sind zu vereinbaren.
• Aktion - es werden konkrete und sichtbare Veränderungen 
vorgenommen, die Reaktionen der Umwelt sind wichtig.
• Aufrechterhaltung - es ist gelungen, Veränderungen 
durchzuhalten, Misserfolge sind nicht als Abbruch des 
Prozesses zu deuten

Input 2: Rechtsextremismus in Bildungseinrichtungen begegnen

Umgang mit Widerstand
• Widerstand ist keine Persönlichkeitseigenschaft.
• Widerstand entsteht in der Interaktion.
• Widerstand ist oft Ausdruck einer unzureichend gewürdigten Ambivalenz.
• Widerstand zeigt häufig an, dass die Intervention nicht dem Stadium der Änderungsmotivation 

(TTM) entspricht.

07.10.202116



Der 1. Kreis – Andere Formen
„Ich“ reagiere in der Situation

„Wir“ bilden, veranstalten, engagieren uns

Strukturelle Maßnahmen

Input 2: Rechtsextremismus in Bildungseinrichtungen begegnen

07.10.202117



Der 2. Kreis
„Wir“ bilden, veranstalten, organisieren uns!

„Ich“ reagiere als Einzelperson

„Wir“ bilden, veranstalten, engagieren uns

Strukturelle Maßnahmen
Input 2: Rechtsextremismus in Bildungseinrichtungen begegnen

„Man sieht nur, was man weiß.“
- Johann Wolfgang von Goethe

Lesetipp:
https://dasversteckspiel.de/

07.10.202118



Der 2. Kreis

Frageliste – Ausdrucksweisen einer rechtsextremen Orientierung
• Kleidung/Symbole: Welche Kleidungsmarken, Schriftzüge, Tattoos, Anhänger oder Aufnäher werden 

getragen?
• Musik: Welche Band/CD wird gehört, mitgebracht oder weitergegeben?
• Internet: Welche Seiten werden aufgerufen? (Musik- und Kleidungsversände, Bands, rechtsextreme 

Organisationen/Netzwerke, Chat-Rooms)
• Schimpfworte/Sprüche/Meinungen: Was genau wird gesagt? Ist die Äußerung auf anwesende Dritte 

bezogen?
• Propagandamaterial: Welche Art von Propagandamaterial und von welcher Organisation wird 

mitgebracht oder weiter gegeben? (Aufkleber, Zeitungen, Flugblätter)
• Aufenthalt in freizeitbezogenen sozialen Zusammenhängen: Hält sich die Person in rechtsextrem-

orientierten Zusammenhängen auf oder werden von der rechtsextremen Szene offerierte 
Freizeitangebote wahrgenommen? 

• Einbindung in Aktionen der rechtsextremen Szene: Nehmen Personen an rechtsextremen Aktionen 
teil? Wenn ja, wann und an welchen? (Demonstrationen, Veranstaltungen, Konzerte, Klebe- oder 
Sprühaktionen)

• Gewalt: Neigt die Person zu Gewaltandrohung oder -ausübung? Ist er/sie beteiligt an gewalttätigen 
Übergriffen? Wenn ja: Was ist wann genau passiert? Gegen wen war die Gewaltandrohung oder -
ausübung gerichtet?

„Ich“ reagiere in der Situation

„Wir“ bilden, veranstalten, engagieren uns

Strukturelle Maßnahmen

Input 2: Rechtsextremismus in Bildungseinrichtungen begegnen
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Wichtige Gesetze kennen
§ 86, § 86a StGB: 

Verwenden bzw.  Verbreiten von Kennzeichen verfassungswidriger Organisationen:

Geldstrafe oder Freiheitsstrafe bis zu 3 Jahren

Oberlandesgericht Oldenburg, Urteil vom 09.08.2010 

- 1 Ss 103/10 -

Hitlergruß zur reinen Provokation ist strafbar

Gebrauchmachen von NS-Kennzeichen soll ein für allemal aus 

der Öffentlichkeit verbannt werden

Auch wer mit einem Hitlergruß in der Öffentlichkeit nur 

Aufmerksamkeit erregen und provozieren will und dabei keine 

politischen Absichten verfolgt, macht sich strafbar. Dies hat das 

Oberlandesgericht Oldenburg entschieden.

Im vorliegenden Fall hat der Angeklagte zusammen mit einem Freund 

erhebliche Mengen Alkohol in der Öffentlichkeit getrunken, als eine 

Gruppe von Leuten an ihm vorbei gegangen ist. Um diese zu 

provozieren, war der Angeklagte aufgesprungen, hatte einen Arm 

gehoben und laut den Hitlergruß gerufen.

Auch ohne politische Bedeutung strafbare Handlung

Zunächst hat das Landgericht Aurich den Angeklagten aufgrund fehlender 

politischer Bedeutung freigesprochen. Auf die Revision der 

Staatsanwaltschaft entschied das Oberlandesgericht, dass das Verhalten 

des Angeklagten nach § 86 a StGB eine strafbare Handlung sei. Der 

Gesetzgeber habe mit dieser Strafnorm jedes Gebrauchmachen von NS-

Kennzeichen unter Strafe gestellt, um solche Kennzeichen aus dem 

öffentlichen Erscheinungsbild ein für allemal zu verbannen. Auf die mit 

einem öffentlichen "Hitlergruß" verbundenen Absichten komme es 

deshalb grundsätzlich nicht an.

Niedersächsisches Oberverwaltungsgericht, Beschluss vom 26.04.2012 

- 11 ME 113/12 -

Lied der Hitlerjugend darf auch im Rahmen einer Versammlung nicht 

öffentlich gesungen werden

Vortrag des Liedes verstößt gegen das Verwenden von Kennzeichen 

verfassungswidriger Organisationen gemäß § 86 a StGB

Eine für den 27. April 2012 von der Jugendorganisation der NPD in Braunschweig 

vor dem dortigen Schloss geplante Versammlung mit dem Ziel, das Lied "Ein junges 

Volk steht auf" zu singen und öffentlich zu besprechen, bleibt verboten. Dies 

entschied das Niedersächsische Oberverwaltungsgericht.

Das Lied wurde von einem führenden Funktionär der Hitlerjugend speziell für 

diese geschrieben, war an erster Stelle in Liederbüchern der Hitlerjugend 

abgedruckt, gehörte zu ihrem Pflichtliederkanon und wurde wiederholt auch auf 

zentralen Parteiveranstaltungen von Angehörigen der Hitlerjugend gesungen. Im 

Beschwerdeverfahren hatte der Antragsteller, der Anmelder der Versammlung, 

geltend gemacht, dass das Lied nicht bereits dadurch zum Kennzeichen 

insbesondere der Hitlerjugend als verbotene Organisation geworden sei und es 

deshalb ohne Verstoß gegen § 86 a StGB öffentlich gesungen werden könne.

Input 2: Rechtsextremismus in Bildungseinrichtungen begegnen
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Wichtige Gesetze kennen
§ 130 StGB: Volksverhetzung
Aufstachelung zum Hass bzw. Beschimpfung von Teilen der Bevölkerung:

3 Monate bis 5 Jahre Gefängnis

Herstellen oder Verbreiten oder Zugänglichmachen von Schriften (auch Bilder, Radio-/Fernsehbeiträge, Internet-Seiten), die zu Hass oder Gewalt 

aufstacheln:

Geldstrafe oder bis zu 3 Jahre Gefängnis

Öffentliches Leugnen/Verharmlosen/Billigen nationalsozialistischer Gewaltverbrechen (auch in öffentlich verbreiteten Schriften):

Geldstrafe oder bis zu 5 Jahre Gefängnis

Öffentliches Verherrlichen und Rechtfertigen der nationalsozialistischen Gewalt- und Willkürherrschaft in einer die Würde der Opfer verletzenden 

Art und Weise:

Geldstrafe oder bis zu 3 Jahre Gefängnis

Oberlandesgericht Hamm, Beschluss vom 30.05.2018 

- 4 RVs 37/18 -

Verurteilung wegen Volksverhetzung nach Leugnung des 

Holocaust und des Vernichtungslagers Auschwitz bestätigt

Leugnen des Holocausts und der Vernichtung von Juden im 

Konzentrationslager stellt strafbare Tathandlungen dar

Die Verurteilung einer heute 89 Jahre alten Angeklagten wegen 

Volksverhetzung nach Leugnung des Holocausts und eines in Auschwitz 

unterhaltenes Vernichtungslager ist nicht zu beanstanden. Das 

Oberlandesgericht Hamm verwarf die Revision der Frau gegen das 

Berufungsurteil des Landgerichts Detmold als unbegründet. Die vom 

Landgericht wegen Volksverhetzung in zwei Fällen verhängte Gesamt-

freiheitsstrafe von einem Jahr und zwei Monaten, deren Vollstreckung 

nicht zur Bewährung ausgesetzt wurde, ist damit rechtskräftig.

Oberlandesgericht Hamm, Beschluss vom 07.09.2017 

- 4 RVs 103/17 -

Beleidigung krimineller Ausländer und Flüchtlinge durch 

Veröffentlichung öffentlich abrufbarer Kommentare auf Facebook 

erfüllt Tatbestand der Volksverhetzung

OLG Hamm bestätigt Verurteilung eines ehemaligen 

Bundeswehrsoldaten wegen Volksverhetzung

Wer durch im Internet öffentlich abrufbare Kommentare auf der Facebook-Seite 

"www.facebook.com/112-magazin.de" kriminelle Ausländer und Flüchtlinge als 

"Gesochse", "Affen", "Ungeziefer" und kriminelles "Pack" beschimpft, kann wegen 

Volksverhetzung - § 130 Abs. 1 Nr. 2 Strafgesetzbuch (StGB) - zu bestrafen sein. 

Ausgehend hiervon hat das Oberlandesgericht Hamm das Berufungsurteil des 

Landgerichts Detmold bestätigt.

Input 2: Rechtsextremismus in Bildungseinrichtungen begegnen
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Der 2. Kreis
Wichtige Gesetze kennen

„Ich“ reagiere als Einzelperson

„Wir“ bilden, veranstalten, engagieren uns

Strukturelle Maßnahmen

Input 2: Rechtsextremismus in Bildungseinrichtungen begegnen

Beleidigung (§185 StGB)

Eine Beleidigung ist jede Verletzung der 

persönlichen Ehre. Strafbar ist die 

missachtende Äußerung oder Handlung 

gegenüber dem*r Beleidigten selbst oder 

einem*r Dritten. Beleidigt werden kann 

auch eine Personengruppe. Voraussetzung 

für eine Strafverfolgung ist ein Strafantrag.

Üble Nachrede (§§ 186, 188 StGB)

Eine üble Nachrede begeht, wer über 

jemanden Tatsachen behauptet oder 

verbreitet, welche denselben verächtlich 

machen oder in der öffentlichen Meinung 

herabwürdigen – und die behaupteten 

Tatsachen nachweislich nicht wahr sind. 

Strafantrag ist nötig. 

Nötigung (§240 StGB)

Eine Nötigung liegt vor, wenn einem 

Menschen rechtswidrig mit Gewalt oder einem 

„empfindlichen Übel“ gedroht wird, um eine 

Handlung, die Unterlassung einer Handlung 

oder die Duldung einer Handlung Dritter zu 

erzwingen.

Bedrohung (§241 StGB)

Eine Bedrohung liegt strafrechtlich gesehen 

vor, wenn jemand einen Menschen oder eine 

ihm nahestehende Person mit einem 

Verbrechen bedroht. Ein Verbrechen ist eine 

rechtswidrige Handlung, die mindestens mit 

einem Jahr Freiheitsstrafe geahndet wird. Als 

Verbrechen gelten etwa Mord, schwere 

Brandstiftung oder schwere Körperverletzung.

Sachbeschädigung (§303 StGB)

Bestraft wird, wer rechtswidrig eine fremde 

Sache beschädigt oder zerstört. Auch wenn das 

Erscheinungsbild einer fremden Sache ohne 

Befugnis erheblich und nicht nur vorübergehend 

verändert wird, ist dies eine Sachbeschädigung. 

Der Versuch ist strafbar. Strafantrag ist nötig. 

Öffentliche Aufforderung zu 

Straftaten (§§ 111, 26 StGB)

Wer öffentlich, in einer Versammlung oder 

durch Verbreiten von Schriften zu einer 

rechtswidrigen Tat auffordert, wird wie ein 

Anstifter bestraft. 

„Hausrecht“, Hausfriedensbruch (§123 

StGB; §§ 904, 1004 BGB)

Das sogenannte Hausrecht bedeutet, als Mieter*in, 

Eigentümer*in oder Veranstaltungsleitung über 

Wohnungen, Geschäftsräume oder eingefriedetes 

Gelände bestimmen zu können. Dazu gehört auch 

das Recht, anderen die Nutzung zu untersagen, 

also ein Hausverbot auszusprechen. Wer dieser 

Aufforderung nicht nachkommt bzw. widerrechtlich 

in die Räume eindringt, macht sich des 

Hausfriedensbruchs schuldig. Strafantrag ist nötig.

Ausschluss von Versammlungen (§§ 6, 11, 18 

VersG)

Bestimmte Personen oder Personenkreise können bereits 

in der Einladung von einer Versammlung in geschlossenen 

Räumen ausgeschlossen werden. Bei groben Störungen 

kann der*die Versammlungsleiter*in auch 

Teilnehmer*innen während der Veranstaltung – sowohl in 

geschlossenen Räumen wie auch unter freiem Himmel –

ausschließen. 

„Recht am eigenen Bild“ (§§ 22, 23, 33 

KunstUrhG)

Bildnisse dürfen nur mit Einwilligung der Abgebildeten 

verbreitet oder öffentlich zur Schau gestellt werden. 

Ohne Einwilligung dürfen verbreitet und zur Schau 

gestellt werden: Bilder von Versammlungen, Bildnisse 

aus dem Bereich der Zeitgeschichte. Voraussetzung für 

eine Strafverfolgung ist ein Strafantrag.

07.10.202122



„Ich“ reagiere als Einzelperson

„Wir“ bilden, veranstalten, engagieren uns

Strukturelle Maßnahmen

Input 2: Rechtsextremismus in Bildungseinrichtungen begegnen

07.10.202123

Nds. Schulerlass (Auszug):

Anzeigepflicht der Schule 

Neben der allgemeinen gesetzlichen Pflicht zur Anzeige von bestimmten besonders schweren Straftaten hat die Schule die im 

Folgenden bezeichneten Anzeigepflichten. 

Die Schulleitung hat unverzüglich die Polizei zu informieren, sobald sie Kenntnis davon erhält, dass eine der folgenden oder 

vergleichbare Straftaten an ihrer Schule oder im unmittelbaren Zusammenhang mit der Schule gegen oder durch ihre Schülerinnen

und Schüler begangen worden ist oder eine solche Straftat bevorsteht: 

[…] Fälle von Bedrohung, Beleidigung, Sachbeschädigung (z.B. Graffiti) oder Nötigung; weiterhin politisch motivierte Straftaten, […].

Gemeint sind vollendete wie versuchte Delikte. 

Die Lehrkräfte sind verpflichtet, sofort die Schulleitung zu unterrichten, sobald sie Kenntnis von solchen oder vergleichbaren 

Straftaten erhalten. 

Weniger schwerwiegendem Fehlverhalten und Regelverstößen begegnet die Schule mit angemessenen pädagogischen Maßnahmen 

und Erziehungsmitteln. Die Reaktion sollte zeitnah erfolgen, nicht überzogen sein, aber doch Grenzen aufzeigen. 



Input 2: Rechtsextremismus in Bildungseinrichtungen begegnen

Der 2. Kreis: 

Präventionsplan an Schulen: 8 mögliche Felder

„Ich“ reagiere in der Situation

„Wir“ bilden, veranstalten, engagieren uns

Strukturelle Maßnahmen

1. Verbindliche Einbindung des Themas in den Unterricht
(GMF als Querschnittsthema, nicht nur im 

Geschichtsunterricht. Auch für das Kollegium.)

2. Förderung und Begleitung der Schüler*innen(-Vertretung)
(Förderung der SV als Lern- und Beteiligungsort der 

Demokratie)

3. Regelmäßige schulische Aktivitäten zum Thema
(Zeitzeugenvorträge, Gedenkstättenbesuche, Aufgreifen im 

Rahmen von Projekttagen)

4. Klares und einheitliches Vorgehen bei Vorfällen
(Verbindliche Absprachen im Kollegium)

5. Aufbau eines Unterstützungssystems
(Mobile Beratung, Demokratiepartnerschaften, Demokratie 

Leben!)

6. Kontinuierliche Arbeitsgruppen zum Thema
(Schule ohne Rassismus – Schule mit Courage)

8. Berufliche Bildung: Vernetzung mit Ausbildungsbetrieben 
und Gewerkschaften

7. Benennung des Themas in Schulordnung und 
Selbstbeschreibungen

Der 2. Kreis: 

Präventionsplan an Schulen: 8 mögliche Felder

1. Verbindliche Einbindung des Themas in den Unterricht
(GMF als Querschnittsthema, nicht nur im 

Geschichtsunterricht. Auch für das Kollegium.)

2. Förderung und Begleitung der Schüler*innen(-Vertretung)
(Förderung der SV als Lern- und Beteiligungsort der 

Demokratie)

3. Regelmäßige schulische Aktivitäten zum Thema
(Zeitzeugenvorträge, Gedenkstättenbesuche, Aufgreifen im 

Rahmen von Projekttagen)

4. Klares und einheitliches Vorgehen bei Vorfällen
(Verbindliche Absprachen im Kollegium)

5. Aufbau eines Unterstützungssystems
(Mobile Beratung, Demokratiepartnerschaften, Demokratie 

Leben!)

6. Kontinuierliche Arbeitsgruppen zum Thema
(Schule ohne Rassismus – Schule mit Courage)

8. Berufliche Bildung: Vernetzung mit Ausbildungsbetrieben 
und Gewerkschaften

7. Benennung des Themas in Schulordnung und 
Selbstbeschreibungen

07.10.202124



Der 3. Kreis
Strukturelle Maßnahmen

• Vertreter*innen der demokratischen Parteien in Verantwortung nehmen (Kommune, Land, Bund)
• Vertreter*innen von Interessenvertretungen in die Verantwortung nehmen
• Politische Maßnahmen fordern, die sich an den Ursachen von Menschenfeindlichkeit orientieren 

(Sozial- und Arbeitsmarktpolitik, Bildungspolitik, Familienpolitik…)
• Politische Maßnahmen fordern, die den gesetzlichen Rahmen im Kampf gegen Menschenfeindlichkeit 

stärken und z.B. Opfer schützen
• Eigene zivilgesellschaftliche Strukturen stärken oder sogar eigene Projektmittel beantragen
• Veranstaltungsversuche erschweren (z.B. Ordnungsamt, Hausrecht in städtischen Räumen)
• Partei- und Organisationsverbote bewirken

„Ich“ reagiere als Einzelperson

„Wir“ bilden, veranstalten, engagieren uns

Strukturelle Maßnahmen

Input 2: Rechtsextremismus in Bildungseinrichtungen begegnen

07.10.202125



Fragen?
koordinierungsstelle-gegen-rechts-oldenburg.de

koordinierungsstelle@aul-nds.de

Rechtsextremismus in Bildungseinrichtungen begegnen

07.10.202126


